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daß in der kapitalistischen Welt der Mensch heute mit 
45 Jahren bereits zum alten Eisen zählt.

Kündigungsverbote wurden für Schwangere, stil­
lende Mütter, Mütter mit Kindern bis zu einem Jahr, 
Mütter während der Zeit der Freistellung nach dem 
Wochenurlaub und für alleinstehende Werktätige mit 
Kindern bis zu drei Jahren festgelegt. Das ist eine Er­
weiterung der sozialen Sicherheit der berufstätigen 
Mütter und dient der Förderung der Frau und der Fa­
milie.

Erweitert werden auch alle mit der sozialistischen 
Rationalisierung im Zusammenhang stehenden arbeits­
rechtlichen Regelungen. Das entspricht der Bedeutung 
der sozialistischen Intensivierung als Hauptweg für 
unsere weitere wirtschaftliche Entwicklung. Das Ar­
beitsgesetzbuch lenkt die Aktivität der Arbeitskollek­
tive auf die umfassende Durchsetzung aller Intensivie­
rungsfaktoren, vor allem auf die Beschleunigung des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts.

Auf diesem Wege — und nur auf diesem Wege, das 
sei nochmals betont — werden im Sinne der Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik zugleich die Voraus­
setzungen für eine ständige Verbesserung der Arbeits­
und Lebensbedingungen im Betrieb, im Territorium 
wie für die gesamte Gesellschaft geschaffen. Durch die 
bewußte schöpferische Arbeit in der Produktion üben 
die Werktätigen den entscheidenden Einfluß auf alle 
Seiten der Entwicklung unseres sozialistischen Staates 
aus.

In einer Zeit, da sich für Millionen arbeitende Men­
schen in den Ländern des Kapitals das Wort'Rationali­
sierung mit der Sorge um die Erhaltung des Arbeits­
platzes, mit der Angst vor dem „blauen Brief“ verbin­
det, ist es für uns eine Selbstverständlichkeit, an dem 
Grundsatz festzuhalten, daß niemand durch Rationali­
sierungsmaßnahmen oder Strukturveränderungen so­
ziale Nachteile erfährt.

i Kein Werktätiger hat bei uns in diesem Zusammen­
hang Sorge um seinen neuen Arbeitsplatz. Die Betriebe 
sind verpflichtet, mit diesen Werktätigen die künftige 
Tätigkeit und ggf. erforderliche Aus- und Weiterbil­
dungsmaßnahmen zu beraten und zu vereinbaren. Bei 
der Aus- und Weiterbildung im Zusammenhang mit 
der Rationalisierung hat der Betrieb die dem Werktäti­
gen entstehenden Kosten und Gebühren zu erstatten. 
Auch die in das Arbeitsgesetzbuch neu auf genommene 
Regelung zur Zahlung von Überbrückungsgeld gewähr­
leistet, daß dem Werktätigen und seiner Familie durch 
Rationalisierungsmaßnahmen oder Strukturverände­
rungen keine sozialen Nachteile entstehen.

Der Entwurf des neuen Arbeitsgesetzbuchs geht da­
von aus, daß wir das Recht auf Arbeit nicht allein nur 
auf die Sicherheit eines Arbeitsplatzes beschränken. 
Sein Inhalt wird zunehmend vom sozialistischen Cha­
rakter der Arbeit bestimmt.

Erstmalig werden in einem besonderen Kapitel die 
Rechte und Pflichten der Betriebe und Werktätigen 
sowie die Mitwirkungsrechte der Gewerkschaften in 
bezug auf die effektive Organisierung des Arbeitspro­
zesses geschlossen geregelt. Die Betriebe werden ver­
pflichtet, solche Arbeitsbedingungen zu schaffen, die 
den Werktätigen hohe Arbeitsleistungen ermöglichen, 
die bewußte Einstellung zur Arbeit fördern, die Ar­
beitsfreude erhöhen und zur Entwicklung sozialistischer 
Persönlichkeiten beitragen. Die Leiter sind verpflichtet, 
den Arbeitsprozeß unter aktiver Teilnahme der Werk­

tätigen nach arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen zu 
gestalten und die Initiativen moralisch und materiell 
anzuerkennen. Das Arbeitsgesetzbuch geht davon aus, 
daß die Einhaltung der sozialistischen Arbeitsdisziplin 
wesentlicher Bestandteil der sozialistischen Organisa­
tion der Arbeit ist.

Das in der Verfassung garantierte Grundrecht auf 
Schutz der Gesundheit und Arbeitskraft wird durch 
das Arbeitsgesetzbuch weiter ausgebaut. Ganz im Sinne 
der Hauptaufgabe wird der wissenschaftlich-technische 
Fortschritt künftig noch zielstrebiger in den Dienst der 
ständigen Verbesserung des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes gestellt. Besonders deutlich wird das an der 
Pflicht der Betriebe, durch Um- oder Neugestaltung der 
Arbeitsplätze noch vorhandene körperlich schwere Ar­
beiten planmäßig zu verringern sowie gesundheitsschä­
digende Einflüsse an Arbeitsplätzen zu beseitigen. Zu­
gleich wird die materielle Sicherstellung der Werktäti­
gen bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit erhöht.

Erweiterung der gewerkschaftlichen Mitwirkungsrechte

Es ist bestimmend für unsere sozialistische Demokratie, 
daß Arbeiter, Angestellte und Angehörige der Intelli­
genz, Werktätige aller Bereiche unseres gesellschaft­
lichen Lebens mit Klugheit, politischer Sachkenntnis, 
hohem fachlichem Wissen und Selbstbewußtsein alle 
Fragen unserer gesellschaftlichen Entwicklung beraten 
und konkrete Vorschläge unterbreiten. Darin drückt 
sich aus, daß der sozialistische Staatsbürger aktiver Er­
bauer, Mitgestalter und Verteidiger der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung ist.

Es ist ein generelles Anliegen unserer Politik, 
diesem bewußten Mitarbeiten, Mitplanen und Mitregie­
ren nicht zuletzt auch durch die weitere Entwicklung 
der sozialistischen Demokratie in der Sphäre der mate­
riellen Produktion breiten Raum zu öffnen. Wir können 
sagen, daß der Entwurf des neuen Arbeitsgesetzbuchs 
die in den zurückliegenden Jahren entstandenen neuen 
und effektiven Formen der demokratischen Mitwir­
kung der Werktätigen an der Leitung und Planung be­
rücksichtigt. Das betrifft insbesondere die gestiegene 
Bedeutung der gewerkschaftlichen Mitgliederversamm­
lung bzw. Vertrauensleutevollversammlung.

In seiner Rede auf dem 9. FDGB-Kongreß bekräf­
tigte Genosse Erich Honecker, daß die Rolle der Ge­
werkschaften bei der weiteren Gestaltung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft und der Schaf­
fung grundlegender Voraussetzungen für den allmäh­
lichen Übergang zum Kommunismus wächst. Die ge­
werkschaftliche Tätigkeit ist ein wesentlicher Teil der 
Machtausübung der Arbeiterklasse und ihrer Verbün­
deten. Deshalb werden bei uns ohne Zustimmung der 
Gewerkschaften keine Fragen im Betrieb, im Territo­
rium, im Staat entschieden. Die Gewerkschaften neh­
men ihre Aufgaben mit dem Ziel wahr, noch wirksamer 
für die ständige Stärkung der sozialistischen Staats­
macht, besonders für die Vervollkommnung der sozia­
listischen Demokratie, tätig zu sein. Das Arbeitsgesetz­
buch gibt den Gewerkschaften noch bessere Möglich­
keiten, ihre Verantwortung als Schulen des Sozialis­
mus und Kommunismus, als Interessenvertreter der 
Arbeiterklasse und aller Werktätigen konsequent wahr­
zunehmen.

Eindeutig geregelt ist, welche Voraussetzungen 
durch die Leiter in den Betrieben zu schaffen sind, da-


